
Satzung des Vereins 

Rettung Altes Schloss Büdesheim e.V. 

Juni 2016 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

Der Verein führt den Namen Verein "Rettung Altes Schloss Büdesheim"; nach der 

beabsichtigten Eintragung in das Vereinsregister mit dem Zusatz e.V. 

 

1. Der Verein hat seinen Sitz in 61137 Schöneck, Altes Schloss Büdesheim, 

Schlossstrasse 12 

2. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck, Aufgaben, Gemeinnützigkeit 

1. Zweck des Vereins ist die Sicherung und Erhaltung des Alten Schlosses Büdesheim 

als Einzeldenkmal, wichtigem Kulturgut mit überregionaler Bedeutung und 

Wahrzeichen des Ortsteils Büdesheim der Gemeinde Schöneck mit zentraler 

historischer Bedeutung. 

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch:  

o Herstellung und Mobilisierung einer breiten Öffentlichkeit für die Erhaltung 

und denkmalgerechte Sanierung von Gebäuden, Schlossgarten und allen in 

engem Zusammenhang stehenden Liegenschaften. 

o Entwicklung eines realistischen, kultur-, bildungs-, und jugendorientierten 

Nutzungs-und Finanzierungskonzeptes für eine schrittweise, multifunktionelle 

Nutzung des Schlosses. 

o Einbringung der Ideen und Ziele des Vereins zur Nutzung des Schlosses als 

einer Stätte der kulturellen und bildungspolitischen Begegnung. 

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke i.S.d. §§ 

51, 52 AO. 

3. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.  

Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Gewinnanteile und in Ihrer Eigenschaft als 

Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine 

Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

5. Bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Vermögen des Vereins an die 

Gemeinde Schöneck, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke 

im Bereich des Denkmalschutzes zu verwenden hat. 

 

 

 



§ 3  Mitgliedschaft 

1. Mitglied des Vereins kann jede Volljährige Person werden wie auch eine juristische 

Person des öffentlichen oder privaten Rechts. Auf Vorschlag des Vorstandes kann die 

Mitgliederversammlung Ehrenmitglieder auf Lebenszeit ernennen. 

2. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. Darüber entscheidet der Vorstand. 

Gegen eine ablehnende Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Zugang 

schriftlich Beschwerde eingelegt werden, über die von der nächsten 

Mitgliederentscheidung entschieden wird. Die Beschwerdeentscheidung wird 

schriftlich zugestellt. Ein Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht. 

Die Mitgliedschaft endet 

a) mit dem Tod (natürliche Person) oder der Auflösung (juristische Person des Mitglieds, 

b) durch Austritt, 

c) durch Ausschluss aus dem Verein. 

Der Austritt muss schriftlich gegenüber mindestens einem Vorstandsmitglied erklärt 

werden. Er ist nur unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende eines 

Kalendermonats möglich. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, 

wenn es in schwer wiegender Weise gegen die Interessen des Vereins verstoßen hat. Über 

den Ausschluss entscheidet auf Antrag des Vorstandes die Mitgliederversammlung mit 

2/3 Mehrheit. Der Vorstand hat dem betroffenen Mitglied mindestens zwei Wochen vor 

der Mitgliederversammlung den Ausschließungsantrag mit Begründung in Abschrift zu 

übersenden. Eine schriftliche Stellungnahme des betroffenen Mitglieds ist der 

Mitgliederversammlung zur Kenntnis zu bringen. Der Ausschließungsbeschluss wird dem 

Mitglied durch den Vorstand schriftlich mitgeteilt und wird mit dem Zugang wirksam. 

 

§ 4 Mitgliedsbeiträge 

1. Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. 

2. Höhe und Fälligkeit von Jahresbeiträgen werden von der Mitgliederversammlung 

durch Beschluss festgesetzt. 

3. Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Beträgen befreit. 

4. Eine Auslagenerstattung ist auf Basis der vom Vorstand erarbeiteten Beitrags- und 

Gebührenordnung gemäß den geltenden Rechtsnormen möglich. 

 

§ 5 Organe des Vereins 

 Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 Der Beirat. 

 Die Mitgliederversammlung kann die Bildung weiterer Vereinsorgane oder Gremien 
beschließen. 



§ 6 Vorstand 

1. Der Vorstand des Vereins besteht aus dem 1.Vorsitzenden, und den zwei 

2.Vorsitzenden, dem Schatzmeister und einem Schriftführer. 

2. Der Vorsitzende und die beiden stellvertretenden Vorsitzenden bilden den Vorstand 

im Sinne von § 26 BGB (Vertretungsvorstand). Der Verein wird gerichtlich und 

außergerichtlich durch den Vorsitzenden oder durch einen der beiden Stellvertreter 

vertreten. 

 

§ 7 Zuständigkeit des Vorstands 

Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und erledigt alle Verwaltungsaufgaben, 

soweit sie nicht durch die Satzung oder Gesetz einem anderen Vereinsorgan zugewiesen 

sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 

b) die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlung. Die Leitung der 

Mitgliederversammlung durch den Vorsitzenden oder seiner Stellvertreter, 

c) die Aufstellung des Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr, Buchführung, Erstellung 

eines Jahresberichts, 

d) Aufnahme und Mitwirkung beim Ausschluss von Mitgliedern. 

§ 8 Wahl und Amtsdauer des Vorstands 

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren, 

gerechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt. 

Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Die Kandidaten mit den meisten 

abgegebenen gültigen Stimmen sind gewählt.  

2. Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die 

restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen. 

§ 9 Beirat 

1. Der Beirat sollte aus mindestens 4 Mitgliedern bestehen. 

2. Der Beirat hat folgende Aufgaben:  

o Beratung des Vorstandes in Vereinsfragen, 

o Unterstützung des Vorstandes bei Ideen und Lösungsfindungen, 

o Informationsrecht über wichtige Projekte. 

Der Beirat wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren gewählt.  

 

 



 

§ 10 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 

1.  Der Vorstand ist in seinen Sitzungen beschlussfähig, wenn alle Mitglieder eingeladen 

und mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Die Einladung erfolgt schriftlich durch 

den Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung durch einen seiner Stellvertreter. Der 

Mitteilung einer Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand beschließt mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme des Vorsitzenden oder bei dessen Abwesenheit die des Stellvertreters. 

2. Die Beschlüsse sind in ein Protokollbuch einzutragen und vom Sitzungsleiter zu 

unterschreiben. Die Eintragungen müssen enthalten: 

Ort und Zeit der Sitzung, 

die Namen der Teilnehmer und des Sitzungsleiters, 

die gefassten Beschlüsse und die Abstimmungsergebnisse. 

§ 11 Mitgliederversammlung 

1. In der Mitgliederversammlung hat jedes voll geschäftsfähige Mitglied eine Stimme. 

Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt 

werden. 

Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen; ein 

Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten. 

2. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:  

1. Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands und Entlastung des 

Vorstands; 

2. Festsetzung der Aufnahme- und Mitgliedsbeiträge; 

3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes; 

4. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des 

Vereins; 

5. Ernennung von Ehrenmitgliedern; 

6. Wahl der Rechnungsprüfer; 

7. Auflösung des Vereins. 

§ 12 Einberufung der Mitgliederversammlung 

1. Mindestens einmal im Jahr soll die ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. 

Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter 

Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung 

des Einladungsschreibens folgenden Tag. 

Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom 

Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die 

Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

2. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversammlung beim 

Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der 

Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Ergänzung 

bekannt zu geben. 



Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in Mitgliederversammlungen 

gestellt werden, beschließt die Versammlung. 

§ 13 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

 Eine Außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn 
das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Zehntel der Mitglieder dies 

schriftlich unter Abgabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

§ 14 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung wird vom 1.Vorstand, bei dessen Verhinderung durch 

einer seiner Stellvertreter geleitet. 

Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den 

Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des 

Wahlganges und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen 

werden.  

2. Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss 

schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der erschienenen stimmberechtigten 

Mitglieder dies beantragt.  

3. Die Mitgliederversammlung ist mit den Stimmen der anwesenden Mitglieder 

beschlussfähig.  

4. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen.  

5. Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen 

gültigen Stimmen erforderlich. Die schriftliche Zustimmung der in der 

Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder kann nur innerhalb eines 

Monats gegenüber dem Vorstand erklärt werden. 

6. Bei sonstigen Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 

Stimmen erhalten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 

Stimmen erhalten, so findet zwischen den beiden Kandidaten, die die meisten 

Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann derjenige, der die 

meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem 

Versammlungsleiter zu ziehende Los.  

7. Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 

jeweiligen Schriftführer und einem weiteren Vorstandsmitglied zu unterzeichnen ist.  

§ 15 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer 

Mehrheit von neun Zehnteln der angegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

2. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1.Vorsitzende 

und die beiden 2.Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

3. Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vermögen fällt mit der, unter § 2 

Abs. 4 bezeichneter Bindung für gemeinnützige Zwecke an die Gemeinde Schöneck. 

Falls der Verein vor Erreichung seines Zieles aufgelöst wird, geht sein Eigentum an 

die Gemeinde Schöneck. 

4. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Verein aus einem 

anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

 


